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FORTSCHRITT MIT VERNUNFT 

Die F.D.P. ist nach einem Wiedereinzug in den 
n iedersi:!chsi schen landtag 1974 bere it, mi t der 
SPD eine Koalitionsregierung in der nClchsten legis­
laturperiode des niedersClchsischen landtags einzu­
gehen. Voraussetzung dafor ist die Beachtung der 
Grundsatze der F. D. P. und des vom außerordent­
lichen landesparteitag der F. D.P. Niedersachsen 
am 3./4.11.1973 verabschiedeten Schwerpunktpro­
gramme sowie die Möglichkeit zu einer partner­
schaftlichen Zusammenarbeit. Die Freien Demo­
kraten werden sich an der Regierung nicht 
beteiligen, wenn die SPD die absolute tvlehrheit 
erreicht. 

Nach Auffassung der F. D. P. Niedersachsen sind 
dabei insbesondere die folgenden Grundsätze von 
entscheidender Bedeutung fOr nach der landtags­
wahl zu fohrende Koalitionsverhandlungen : 

1 • 	 Unterstutzung der von der F. D. P. mi tge­
tragenen Bundesregierung im Bundesrat. 

2. 	 Übertragung von Kompetenzen auf den Bund, 
soweit eine einheitliche Rege'lung erforderlich 
ist ( z. B. Umweltschutz, Bildungsplanung ). 

3. 	 Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung und 
der politischen Mitwirkungsrechte der BOrger • 

4. 	 Verwaltungs- und Gebietsreform aus einem 
Guss mit dem Ziel, Verwaltungsabläufe zu 
vereinfachen und Verwaltungsentscheidungen 
borgernah zu treffen. 
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5. 	 Durchsetzung liberaler Forderungen in der 
Bi Idungspolitik, insbesondere Erhaltung und 
Ausbau von Mitbestimmungsrechten fUr Eltern, 
Lehrer und SchUler. Verwirklichung der 
Offenen Schule in Modellversuchen. Ferner 
die Einstellung aller lehramtsbewerber zur 
Senkung der Klassenfrequenzen und die Reform 
der Grundschule vor Einführung neuer Schul­
formen als Rege Ischu len • 

6. 	 Konzentration der Förderungsmaßnahmen in der 
Strukturpolitik auf einze Ine Schwerpunkte in 
strukturschwachen Gebieten vor einer weiteren 
Konzentration auf eigendynamische Ballungs­
räume. 

7. 	 Förderung privater Initiativen statt weiterer 

Bürokratisierung und Schutz von Grund und 

Boden vor Kommunalisierungstendenzen. 


8. 	 We iterer Ausbau der sozia len N!arktwirtschaft 
statt Verstaatlichungen oder überflUssigen Ein­
griffen der öffentlichen Hand. 

9. 	 Schwerpunktmtlßige Berücksichtigung der sozial 
schwachgestellten älteren MitbUrger beim 
weiteren Ausbau des Sozialstaates. 

10. 	 Humaner Städtebau, der die Erneuerung und 
Neugestaltung unserer Städte und Gemeinden 
wieder zur Sache der Bürger macht und sie 
nicht Technokraten und Großbauträgern über­
läßt. 
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Eine Koalition mit der CDU scheidet in Nieder­
sachsen fUr 1974 aus. Weder in Niedersachsen noch 
in Bonn hat die CDU sachlich uberzeugende und vor­
wtlrtsweisende Alternativen geboten. Sie verfUgt 
weder uber einheitliche Konzepte in wichtigen 
Fragen der Politik noch hat sie bisher partner­
schaftlichen Umgang mit ihren Koalitionspartnern 
gepflegt. In den letzten Jahren ist es der CDU 
nicht gelungen, ihre Fähigkeit und Bereitschaft zu 
Reformen unter Beweis zu stellen. 

Ziel der F.D.P. beim Wiedereinzug in den landtag 
und einer Regierungsbeteiligung ist es, Nieder­
sachsen durch eine abgewogene Reformpolitik vor­
anzubringen. Die F.D.P. setzt Vernunft gegen 
Ideologie und Beharrung. 
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SCHWERPUNKTPROGRAMM 

fUr die Landtagswahl 1974 

Die Freie Demokratische Partei stellt sich ihrer 
politischen Verantwortung in einem neuen Landtag 
des Landes Niedersachsen unter folgenden, auf 
die Freiburger Thesen gegrundeten Leits1itzen : 

1. 	 Die F .D.P. tritt ein fUr größtfTKIgliche Frei­
heit des einzelnen Menschen und Wahrung 
der MenschenwOrde durch Selbstbestimmung. 

2. 	 Die F.D.P. tritt ein fUr Fortschritt durch 
Vernunft. 

3. 	 Die F.D.P. tritt ein fUr durchgreifende 
Demokratisierung der Gesellschaft. 

4. 	 Die F.D.P. tritt ein fUr die Aufhebung des 
Ungleichgewichts des Vorteils und der Ballung 
wirtschaftlicher Macht durch eine Reform des 
Kapitalismus, welche die Gesetzlichkeiten 
einer privaten Wirtschaft in Einklang bringt 
mit den Zielen einer liberalen humanen Ge­
se Iischaft. 

Die F.D.P. hat sich fUr die Bew1iltigung der po­

litischen Aufgaben im Lande Schwerpunkte gesetzt, 

deren programmatische Ausformung dem Wähler als 

Information und politische Zusage zur Entscheidung 

mit seiner Stimme vorgelegt wird. 
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I. BÜRGER UND STAAT 

Der BOrger muß auch zwischen den Wahlen seine 
Vorstellungen politisch zur Geltung bringen können. 
Deshalb setzt sich die F.D. P. fUr die EinfUhrung 
von BOrgerbegehren und BUrgerentscheid auf Ge­
meinde-, Kreis- und Landesebene ein. 

Die F.D.P. setzt sich dafür ein, durch Gesetz die 
Mitwirkungsmöglichkeiten der Bürger an Planungen 
des Landes, der Kreise und Gemeinden zu er­
weitern und den Bürgern das Recht zu verschaffen, 
Bürgerversamm lungen und öffentl i che Sachver­
stl.indigen-Hearings zu wichtigen Kommunalproblemen 
zu verlangen. Die Ratsausschüsse sollen in der Rege I 
öffentlich tagen. Die F.D.P. wird darauf dringen, 
in der niedersl.ichsischen Gemeindeordnungf Land­
kreisordnung das Recht fUr Ratsherren ( Kreistags­
abgeordnete ) zu verankern, an Verwaltungsaus­
schußsitzungen ( Kreisausschußsitzungen ) teil­
zunehmen. 

Die F.D.P. setzt sich fUr einen baldigen Abschluß 
der Verwaltungs- 'und Gebietsreform nach einheit­
lichen Kriterien ein. Die Gebietsreform muß mit der 
Verwaltungsreform abgestimmt sein. Die künftigen 
Kreise müssen die regionalen Aufgaben der Landes­
planung und Raumordnung in eigener Verantwortung 
erfü I fen können. 

Die Ministerien müssen sich auf ihre Regierungsauf­
gabe konzentrieren. Alle Aufgaben, die sinnvoll von 
unteren Verwaltungsstufen erledigt werden können, 
sind entsprechend zu verlagern. Dabei sind hierfür 
geeignete Aufgaben des übertragenen Wirkungs­
kreises in Aufgaben des eigenen Wirkungskreises 
umzuwandeln. Dadurch wird die BUrgernähe der 
Verwaltung gefördert. 
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Die Verwaltung ist durchgreifend zu rationalisieren. 
Bei Vorhaben von erheblicher finanzieller Be­
deutung mOssen Kosten/Nutzenuntersuchungen on­
gestellt und berOcksichtigt werden. Öffentliche 
Investitionen sollen nur vorgenommen werden, 
wenn die sich daraus ergebenden Folgekosten be­
kannt und abgesichert sind. 

Viele öffentliche Aufgaben können von privaten 
Unternehmen besser und billiger erledigt werden. 

10 
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Die F.D.P. setzt sich für eine Rahmenkompetenz des 
Bundes fUr die Bildungsplanung zur Verbesserung 
der Situation im Schulbereich ein. FUr den Hoch­
schu lberei ch fordert die F. D. P. die konkurrierende 
Gesetzgebung von Bund und Landern • 

Schulpol itisches Fernziel der F. D.P. ist die "Offene 
Schule" - die liberale Form der Gesamtschule. Die 
F.D.P. wird sich dafur einsetzen, daß in Niedersachsen 
Modellversuche mit der Offenen Schule durchgeführt werden. 

":, Als Sofortprogramm zur Behebung des augenblick­
lichen Schulnotstands hält die F.D.P. folgende 
Reformen fUr vorrangig und realisierbar; 

Stufenweise Senkung der Schulerzahl in den 
Klassen aller Schulen, insbesondere der Grund­
schule. 

Verringerung des Lehrermangels durch Er­
,,' 

leichterung bei der Einstellung von Teilzeit ­
lehrern und mehr Ste lien fUr Schu lossistenten • 

j 

Mitbestimmung von Elternt Lehrern und SchUlern 
auf ollen Ebenen der Schulverwaltung, Bi Idung 
eines Lernzielgremiums auf Landesebene unter Be­
teiligung von Elternt Lehrern und Schülern. 

Die F.D.P. will darUber hinaus in den nächsten 4 
Jahren durchsetzen: 

Ein Kindergartengesetzt das die vordringliche 
Schaffung von Kindergärten beinhaltet, die 
Eigeninitiative der Burger fordert und die Be­
teiligung des Landes an den personellen und 
sächlichen Kosten der KindertagesstCitten regelt. 

11 



Fortsetzung der Versuche mit Vork lassen mit 
einer qualifizierten wissenschaftlichen Be­
gleitung als Voraussetzung für eine spötere 
allgeme ine gesetzliche EinfUhrung unter glei ch­
zeitigem Ausbau der Fachhochschulen fUr Sozial­
pödagogik. 

Stufenweise regiona le Einfuhrung der Orien­
tierungsstufe soweit die Voraussetzungen 
( Lehrer, Raum, Finanzen ) erfU Ilt sind. 

Der Übergang zur Sekundarstufe 11 ist schon 
jetzt durch weitere pödagogische Reformen 
vorzubereiten. 

Weiterentwicklung der Berufsbi Idung und Aus­
bildung durch Förderung des Berufsgrund-
bi Idungsjahres, Förderung des Blockunterri chts 
in berufsbegleitenden Berufsschulen und durch 
Versuche zur Integration beruflicher und all­
gemeiner Bi Idung. 

Die Verbesserung des Schülertransports und die 
stufenweise Ausdehnung der Kostenübernahme 
für Fahrten zu allen Schu len • 

Ausbau des Sonderschulwesens bei weitgehender 
Integration in das allgemeine Schulwesen. 

Ausbau des schulpsychoJogischen Dienstes. 

Die F.D.P. setzt sich dafUr ein, das gesamte Hochschul­
wesen in Niedersachsen auf eine gesetzliche Grundlage 
zu ste lien. Dabei ist den vom Bundesverfassungs­
gericht aufgestellten Grundseitzen und Nöglichkeiten 
der Demokrati sierung der Hochschu len Rechnung zu 
tragen. 

12 
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Die F.D.P. tritt dafur ein, bei der Hochschul­

reform vorrangig die Studieninhalte zu reformieren. 

Personal-und Organisationsreform mUssen darauf 

abgestimmt sein. Dieser Grundsatz gi It auch fUr 

integrierte Gesamthochschu len, fUr die alle Vor­

aussetzungen unverzUglich zu schaffen sind. 


Die F. D.P. will ein Gesetz zur Reform der 

Lehrerausbildung durchsetzen, das die gemeinsame, 

gleichwertige Ausbildung aller Lehrer regelt. 


Die F .D.P. setzt sich fUr einen Ausbau der Weiter­
bildungsmi5glichkeiten, insbesondere auf dem Lande 
ein. Die F. D.P. wird sich fUr die Einbeziehung 
der Weiterbildungsmaßnahmen aller freien, kommu­
nalen und staatlichen Träger in die allgemeine 
Schul- und Kulturgesetzgebung einsetzen, wobei 
vor allem den Institutionen Vorrang einzuröumen 
ist, die im Rahmen des 2. Bildungsweges qualifi ­
zieren. 

Die F. D. P. wi 11 neue Einrichtungen fUr Kinder 
und Jugendliche schaffen und die vorhandenen 
Einrichtungen verbessern. Dazu geh15ren: 

- Aktivspielplätze, die die schBpferische Ent­
faltung der Kinder f15rdern. 

- Jugendzentren, die den Jugendlichen durch weit ­
gehende Selbstverwaltung umfassende M15glichkeiten 
der Freizeitgestaltung bieten, wobei Eigeniniti ­
ative und demokratisches und soziales Verhalten 
gefördert werden sollen. 

• 
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FRAU IN DER GESELLSCHAFT 

Liberalismus verlangt Selbstverwirklichung und 
Selbstbestimmung von Mann und Frau in der Ge­
sellschaft. Gegenwtlrtig ist dieser Grundsatz nicht 
verwirklicht, da die Frau in vielen Fällen dem 
Mann gegenUber benachteiligt ist. 

Die F .D.P. setzt sich fUr die Realisierung der in 
Artikel 3 des Grundgesetzes garantierten Gleichbe­
rechtigung von Mann und Frau ein. Sie wird im 
Niedersächsischen Landtag die erforderlichen Ge­
setzesantrtlge einbringen. Soweit es gesetzge­
bedscher Maßnahmen auf Bundesebene bedarf, so 11 
das Land Niedersachsen uber den Bundesrat eine 
entsprechende Initiative ergreifen. 

Die F.D.P. will durchsetzen: 

Die kritische UberprUfung der Lehrinhalte und 
Lernmittel in Kindergtlrten und in allgemein­
und berufsbildenden Schulen mit dem Ziel, 
einen Abbau des geschlechtsspezifischen Rollen­
verständnisses zu erreichen. 

Gleiches Recht beider Ehegatten auf Erwerbs­
tätigkeit. Die Regelung, daß die Ehefrau ein­
seitig zur Hausarbeit verpflichtet ist ( § 1356 
BGB ), muß beseitigt werden. 
Die Aufgaben der Kindererziehung und der 
HaushaltfUhrung sind von beiden Elternteilen 
in persönlicher Verantwort zu verteilen und 
wahrzunehmen. (Änderung von § 1360 BGB.) 

Abbau der immer noch bestehenden "Leichtlohn­
gruppen" fUr Frauen. Dem Grundsatz "G leicher 
Lohn fUr gleiche Arbeit" ist Geltung zu ver­
schaffen. 

14 
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Frauen muß grundsötzlich der Zugang zu allen 
Berufen ermög Ii cht werden. Vorschriften, die 
geschlechtsspezifische Berufs- und Beschäfti­
gungsverbote enthalten, sind zu OberprOfen mit 
dem Ziel, einen sachgerechten Abbou solcher 
Vorschriften zu erreichen. 

Die Doppe lbe lastung der berufstätigen Frau und 
Mutter so" verringert werden 

durch eine ausgewogene Reform des laden­
schlußgesetzes, 

- durch ein verstärktes Angebot von Teilzeit­
arbeit , 

durch verstärkte Schaffung sozialpädagogischer 
Einrichtungen ( Krabbelstuben, Kinderwohn­
heime, beaufsichtigte Spielplätze, Service­
häuser , Hauspflegedienste ), 

durch öffentl i che Unterstotzung von tv'ode 11­
versuchen mit bestimmten Geme inschaftse in­
richtungen ( z. B. Gemeinschaftskochen, 
Gemeinschaftsw<:ischere ien ). 

Bei Erkrankung eines Kindes soll wahlweise ent­
weder der Vater oder die Mutter den gesetzlich 
garantierten Urlaub in Anspruch nehmen können. 

• 
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IV. BÜRGER UND UMWELT 

RClume und Unternehmen müssen befähigt werden, 
sich aus weitgehend eigener Kraft den Erforder­
nissen einer zukunftsorientierten wirtschaftlichen 
Entwicklung anzupassen. Für dieses Ziel müssen 
die vorhandenen Kräfte mobilisiert, Initialzündungen 
zur Eigeninitiative gegeben, die infrastrukturellen 
Voraussetzungen fUr eine wirtschaftliche Nachhol­
und Weiterentwicklung geschaffen sowie die soziale 
Marktwirtschaft gestärkt werden. 

Für die Politik der F.D.P. in Niedersachsen be­
deutet dies, ba IdmCSglichst zu einer LClnderneu­
regelung in Norddeutschland zu ge langen. 

Die F.D.P. setzt sich dafür ein, den Auftrag des 
Grundgesetzes, gleichartige Lebensverhältnisse her­
zustellen, auch für Niedersachsen zu erfü lien. 

Die F.D.P. setzt sich ein für eine zeitlich be­
grenzte Zuweisung im Rahmen des Finanzausgleichs 
zwischen Bund und LClndern, die zweckgebunden 
zur Verbesserung der Infrastruktur einzusetzen ist. 

Die F.D.P. setzt sich bei der Strukturpolitik in 
Niedersachsen dafUr ein, die folgenden Grundsätze 
zu beachten : 

Förderungsmitte I in strukturschwachen Schwer­
punkten konzentriert einzusetzen. 

Vorrangige Verbesserung der öffentlichen Infra­
struktur (Verkehrswege, Bildungs-, Sozial­
und Freizeiteinrichtungen ) vor der einzeIbe­
trieblichen Förderung. 

Vor allen öffentlichen Maßnahmen eine Kosten/ 
Nutzen-Ana Iyse zu erste lien und die Tragbar­
keit der Folgekosten festzustellen. 
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Im Interesse der Funktionsfähigke it der sozialen 
Marktwirtschaft, der Erweiterung des Freiheits­
raumes von Arbeitnehmern und Verbrauchern 
sowie zur Störkung der Wirtschafts- und Finanz­
kraft des Landes die Leistungsfähigkeit von 
Klein- und Mittelbetrieben zu fCSrdern. 

Auf eine UnternehmensfCSrderung nach dem Gieß­
kannenprinzip zugunsten einer indirekten bzw. 
leistungsverbessernden FCSrderung zu verzichten, 
einen Fonds zu bilden, aus dem die Förderungs­
mittel gewährt werden und an den sie zurück­
zuzahlen sind. 

Im Flächenland Niedersachsen wird die Landwirt­

schaft und die mit ihr verbundene Ernährungswirt­

schaft auch künftig ihre wichtige Funktion behalten 

müssen. 


Die F.D.P. setzt sich dafür ein, die Wettbe­
werbsfl:ihigkeit der niedersächsischen Landwirt­
schaft gegenüber der wachsenden interregionalen 
Konkurrenz insbesondere durch ein Landwirt­
schafts- und Landesku Iturgesetz zu verbessern 
und langfristig zu si chern. 

Für die F.D.P. ist dabei auch künftig das 
Privateigentum an Grund und Boden die Grund­
lage einer freiheitlichen Agrarordnung. Ge­
setzlich zull:issige Eingriffe in das Eigentum 
müssen vorrangig durch Gestellung von Ersatz­
land, andernfalls nach dem Verkehrswert ent­
schädigt werden. 

Die F.D.P. setzt sich dafür ein, die Position des 
Bürgers als Verbraucher durch eine liberale Ver­
braucherpolitik und Ernl:ihrungssicherungspolitik zu 
stl:irken. 

• 

I 



" ~ 

~~ 

• 

," 

~. 

Die F.D.P. setzt sich dafür ein, daß in Ver­
bindung mit der Landwirtschaftspolitik Schutz, 
Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft 
hohe PrioriN:it erholten und im Rahmen einer ein­
heitlichen Bundesgesetzgebung auf Landesebene ge­
setzlich neu geregelt werden. 

Die F.D.P. setzt sich fUr ein niedersl:ichsisches 
Umweltvorsorgegesetz ein. Alle Maßnahmen sind 
künftig einer systematischen UmweltvertrClgfich­
keitsprUfung zu unterziehen. Umweltplanung muß 
als wichtiges Instrument für zukunftsorientierte 
Politik Bestandteil oller politischen AktivitClten 
sein. 

Die Programme zur Entwicklung unseres Landes sind 
durch eine langfristige Finanzplanung abzusichern 
und mit den Raumordnungsvorstellungen und mit 
den Vorhaben der Gemeinden und der Kreise abzu­
stimmen. 
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V. SOZIALPOLITIK ALS GEMEINSCHAFTS­
AUFGABE 

Gesundhei ts- und Krankenhauswesen 

FUr die F. D. P. steht die Förderung echter Vor­
sorgemaßnahmen zur Gesunderhaltung neben der Fruh­
erkennung von Gesundheitssch!:lden im Mittelpunkt 
der Gesunheitspolitik. 

Die F.D.P. tritt fUr die Beibehaltung der freien 
Arztwahl in der ambulanten Behandlung ein. 
Die ambulante ärztliche Versorgung der Bevölkerung 
muß dahingehend erweitert werden, daß alle hoch­
qualifizierten Fachärzte berechtigt sind, sich an der 
ambu lanten Versorgung zu betei ligen. Die Aus- . 
nutzung spezie Iier Krankenhausei nrichtungen wird 
dadurch gefördert. 

Die Krankenhausplanung muß auf die Belange des 
Flächenstaates Niedersachsen mehr RUcksicht nehmen. 
Wegen der explosiv steigenden Kosten muß eine 
klare Unterscheidung zwischen Einrichtungen fUr 
Patienten, die nach Art und Schwere der Erkrankung 
hochklassige Einrichtungen benötigen und fUr solche, 
bei denen einfachere Behandlung und Nachbehandlung 
genUgen, erfolgen. Damit ist auch garantiert, daß 
jeder nach der Schwere seines Krankheitsbildes be­
handelt wird. 

Eine Beteiligung der ärztlichen Mitarbeiter an den 
EinkUnften der zur Liquidation berechtigten Fach­
ärzte ist fUr die F .D.P. selbstverst.llndlich. 

• 
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Ältere Mitburger 

Für die F.D.P. gilt in bezug auf ältere Mitbürger 

" Soviel Selbstöndigkeit wie ml:Sglich ­
soviel Betreuung wie nötig. " 

Die F.D.P. setzt sich für ein für alle älteren 
Mitburger ausreichendes und wirtschaftlich trag­
bares Angebot von beweglichen Hilfsdiensten zur 
Unterstützung in ihren Wohnungen ein, um ihnen 
ein ml:Sglichst langes Verbleiben in der bisherigen 
Umgebung zu ermöglichen. 

Die F. D. P. setzt sich für eine Neukonzeption des 
Baues von miteinander verbundenen Altenwohnungen, 
Altenheimen und Pflegeheimen, eingebettet in die 
übrige Wohnbebouung unserer Städte und Gemeinden, 
ein. Sie müssen dem alternden Burger einen 
fließenden Ubergang in notwendige Betreuung er­
leichtern und ihnen die Möglichkeit geben, am ge­
sellschaftlichen Leben teilzunehmen. 

Altenbegegnungsstätten mit bedarfsgerechten Werk­
stätten und einer besonders auf die Belange des 
älteren Menschen zugeschnittenen Arbeitsanleitu'1g, wie 
auch Altengymnastik und vielfältige Hobbyangebote, 
müssen Bestandteil einer solchen Konzeption sein, um 
die Isolierung unserer älteren MitbUrger zu durchbrechen. 
In allen Bereichen ist eine kommunale und staat­
liche Aufsicht sicherzustellen • 

.<". i" 

.",' 

20 




, / 

, f 

t 

( 
~ ~ ~ 

,,' .' 

','
-"" 

, r 

'0 

Geme i nwesenorbei t 

Die F.D.P. tritt fUr eine gezielte Förderung der 
Geistig-, Körperlich- und Sozial Behinderten ein. 

Errichtung und Ausstattung von entsprechenden 
Einrichtungen und der Einsatz von qualifiziertem 
Fachpersonal sind dabei vorrangig. Neben vor­
beugenden Maßnahmen sind alle geeigneten Projekte 
zur Resozialisierung von Strafgefangenen und von 
Suchtkranken zu versttlrken. Dem Einsatz gut ausge­
bildeter Sozialerzieher , Sozialarbeiter und Sozial­
ptldagogen kommt dabei große Bedeutung zu. 

Humaner Städtebau 

Die F.D.P. setzt sich für einen humanen St!:idtebau 
ein, der die Erneuerung und Neugestaltung unserer 
Städte und Gemeinden wieder zur Sache der Borger 
macht und sie nicht Technokraten und Großbau­
trägern überläßt. 

Die F.D.P. setzt sich fUr einen humanen Stl:ldtebau 
ein, der die vorhtlngnisvolle Trennung der ver­
schiedenen Lebensbereiche der Bürger Uberwindet, 
in dem Wohn bereiche , nichtstörende Arbeitsstätten, 
Freizeiträume und Citybereiche wieder zusammen­
gefuhrt werden. 

Die F.D.P. setzt sich fUr einen humanen Sttldtebau 
ein, der die öffentliche Förderung des Wohnungs­
baues in den Stl:ldten vorrangig für Althaussanierung 
statt radikaler Fltlchensanierungen einsetzt. 
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